
Personendaten sind in der Schweiz durch

das Datenschutzgesetz geschützt. Das

DSG definiert sie als alle Angaben,die
sich auf eine bestimmte oder bestimm-

bare Person beziehen. Entsprechend

schützt es nicht die Daten, sondern die

Persönlichkeit der Betroffenen.

Beim Einsatz von ChatGPT für die Bearbei-

tung von Personendaten ist eine der wich-

tigsten Anforderungen in Unternehmens-

Prozessen die Einwilligung der betroffenen
Person. Sie muss transparent über den Ein-

satz von ChatGPT und die Verwendungs-

zwecke informiert werden. Ein weiterer

wichtiger Aspekt ist die Verhältnismässig-
keit: ChatGPT darf nur auf die für den
jeweiligen Zweck notwendigen Daten zu-

greifen können. Das bedeutet, dass Unter-

nehmen Vorkehrungen treffen müssen,

um zu verhindern, dass ChatGPT Zugriff

auf sensible oder irrelevante Personenda-

ten erhält.

Zudem ist es für Unternehmen unabding-

bar, die Rechte der betroffenen

Personen zu respektieren, indem bspw.

entsprechende Antragsformulare auf der

Website zur Verfügung gestellt werden.

Das grösste Datenschutzrisiko bleibt jedoch
der Mensch: Die Mitarbeiter müssen zwin-

gend auf das Einhalten der rechtlichen

Rahmenbedingungen sensibilisiert wer-

den. Der Einsatz von ChatGPT im Umgang

mit Personendaten erfordert eine sorgfälti-

ge Planung und Umsetzung datenschutz-

rechtlicher Vorgaben. Unternehmer müs-

sen sich der Verantwortung bewusst sein,

die mit der Bearbeitung einhergeht, und

Massnahmen ergreifen, um Compliance

zu gewährleisten. Andernfalls drohen

Bussen bis zu 2SO'000 Franken.

Dr. Nicolas Buob, Rechtsanwalt & Notar

Stach RechtsanwälteAG,St.Gallen

Klartext von Pascal:
Fitnesskur für den Staat!

Es ist eine Binsenwahrheit: Das Geld wächst nicht auf den Bäumen - es

muss zuerst verdient werden. Doch vielen Politikern scheint das nicht mehr

bekannt zu sein. Eine komplette Ignoranz manifestiert sich bei der politi-

sehen Linken, doch sie reicht bis weit in die Mitte hinein.

Eine neue Sorglosigkeit hat sich breitgemacht; Sparen ist zum Fremdwort

geworden. Ausgeben lautet das Credo. Geld hat man - irgendwie. Wenn

es nicht reicht, wird es trotzdem ausgegeben. Die Finanzierung regelt man

später. Wer so wirtschaften würde, wäre längst pleite. Doch beim Staat geht

das.

Ständig werden neue Gesetze, Vorschriften und Verbote kreiert. Deren

Anwendung undVollzug kostet einen Haufen Geld-auf dem Buckel der

Steuerzahler und der Wirtschaft. Wer arbeitet und leistet, wird geschröpft.

Wenn das Geld trotzdem nicht reicht, werden neue Schulden angehäuft.

Die nächste Generation kann es dann richten. Zum Glück haben wir eine

Schuldenbremse; sie verhindert das Schlimmste.

Allen gängigen Behauptungen der Regierenden zum Trotz: Wir haben

kein Einnahmen-, sondern ein Ausgabenproblem. Der Staat ist in den letz-

ten Jahren auf Bundes- und Kantonsebene viel zu stark gewachsen. Er hat

immer mehrAufgaben an sich gerissen, die keine Staatsaufgaben sind. Es

werden immer mehr Stellen geschaffen, die keine Wertschöpfung generie-

ren. Staatsquote und Staatspersonal wachsen ungebremst.

Das muss aufhören. Es braucht eine Fitnesskur für den Staat! Er muss

wieder schlanker und fitter werden. Und ermusssich auf das konzentrieren,

was wirklich seine Aufgabe ist. Dazu gehören unsere Sicherheit und die Bil-

düng. Was keine Staatsaufgabe ist, soll die Wirtschaft erledigen.

Wenn die Schweiz auch künftig erfolgreich sein will, darf der Staat nicht

weiter aufgeblasen werden. Zu viel Luft führt bekanntlich zu Blähungen.

Und auch der grösste Ballon zerplatzt irgendwann, wenn er immer mehr

aufgeblasen wird.

Pascal Schmid, NationalratTG (SVP)
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